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Almosen für die Reservearmee

Entschiedene Ablehnung durch die KPD 

1927 beschloss der Reichstag eine Arbeitslosenversicherung. Sie hatte nicht lange 

Bestand. Von Sebastian Friedrich

Seit Mitte der 1970er Jahre ist 
Arbeitslosigkeit ein zentrales 
Thema in BRD-Wahlkämpfen. 

Häufig stehen die Betroffenen selbst 
im Fokus, etwa wenn ihnen von Kon-
servativen und Sozialdemokraten vor-
geworfen wird, sich nicht genügend um 
einen Job zu bemühen. Das offizielle
Ziel der Politik ist die Senkung der 
Arbeitslosigkeit. Allerdings ist letztere 
keinesfalls für alle ein Problem. Unter-
nehmen profitieren von einem gewis-
sen Maß an Erwerbslosigkeit, denn der 
Druck auf Lohnabhängige steigt paral-
lel zur Quote der Jobsuchenden. Frei-
gesetzte Lohnarbeiter treten auf dem 
Arbeitsmarkt in Konkurrenz zueinan-
der. Dadurch sinkt der durchschnitt-
liche Preis ihrer Arbeitskraft − und 
der Gewinn des Unternehmens steigt. 
Doch Arbeitslosigkeit kann für die Ka-
pitalseite auch Probleme mit sich brin-
gen. So drohen soziale Spannungen, 
wenn durch sie die Unzufriedenheit 
anwächst. Im bürgerlichen Staat geht 
Arbeitslosigkeit mittlerweile auch die 
Unternehmen an − etwa in Form »ih-
res« Beitragsanteils für diesen Zweig 
der Sozialversicherung.

Das ist keineswegs seit jeher der 
Fall. Verglichen mit anderen kapitali-
stisch entwickelten Staaten eher spät 
verabschiedete der Deutsche Reichstag 
1927 das »Gesetz über Arbeitsvermitt-
lung und Arbeitslosenversicherung«, 
kurz: AVAVG, das am 16. Juli in Kraft 
trat. Anspruchsberechtigt für ein halbes 
Jahr waren diejenigen, die innerhalb 
eines Jahres mindestens sechs Monate 
in die Arbeitslosenversicherung einge-
zahlt hatten. Bevor mit der Pflichtversi-
cherung auch die Kapitalseite Beiträge 
entrichten musste, war Arbeitslosigkeit 
ausschließlich ein Problem der Be-
troffenen selbst. Wenn diese über die 
Armenfürsorge hinaus Unterstützung 
erhalten wollten, war das nur möglich 
über eine der gewerkschaftlich orga-
nisierten Arbeitslosenversicherungen.

Einführung umkämpft

Kein Wunder also, dass sich die Un-
ternehmer gegen die Einführung zur 
Wehr setzten. Doch gegen die Schwer-
industrie und den Bergbau im Ruhr-
gebiet, die besonders heftig gegen die 
allgemeine Arbeitslosenversicherung 
agitierten, formierte sich ein Bündnis, 
bestehend aus sozialdemokratischen 
Teilen der Arbeiterbewegung sowie 
exportorientierten und liberaleren Ka-
pitalfraktionen.

Von Beginn an stritten in der Wei-
marer Republik Sozialdemokratie und 
Unternehmerseite über die richtige 
Ausgestaltung. Am 7. Juli 1927 ging das 
AVAVG durch den Reichstag − gegen 
die Stimmen der Nazis, einiger Abge-

ordneter der Deutschnationalen Volks-
partei und die der kompletten KPD-
Fraktion. Die Kommunisten lehnten 
das Gesetz als »Stück der reaktionä-
ren Bürgerblockpolitik« ab. Es mar-
kierte aus ihrer Sicht eine Niederlage 
der Arbeiterklasse. Die KPD erkannte 
darin eine Ausdehnung der Kontrolle 
des Sozialstaates über das Leben der 
Lohnabhängigen, lehnte grundsätzlich 
eine Beteiligung der Arbeiter an den 
Leistungen der Versicherung ab und 
kritisierte, dass nicht alle Teile der Ar-
beiterklasse, z.B. Langzeiterwerbslose 
und Saisonarbeiter, einbezogen waren. 
Zudem sprachen sich die Kommuni-
sten gegen die zeitliche Befristung der 
Unterstützungsleistungen aus.

Die Versicherung war ausgelegt auf 
höchstens 800.000 Arbeitslose. Zum 
Zeitpunkt der Einführung befand sich 
die Weimarer Republik in einer ver-
gleichsweise guten Arbeitsmarktla-
ge. Im Oktober 1927 gab es lediglich 
340.000 Hauptunterstützungsemp-
fänger. Doch bereits im Winter stieg 
die Zahl der Arbeitslosen über das 
saisonübliche Maß an und setzte be-
reits nach kurzer Zeit die Versicherung 
unter Druck. Im Oktober 1928 hatte 
sich die Zahl derjenigen, die Unterstüt-
zung durch die Versicherung erhielten, 
bereits verdoppelt. Das Versicherungs-
vermögen reichte bald nicht mehr aus, 
weshalb eine Unterstützung durch das 
Finanzministerium nötig wurde. Auch 
eine Beitragserhöhung von drei auf 
3,5  Prozent Ende 1929 brachte keine 
Entspannung.

Als die Arbeitslosenzahl weiter 
stieg, nutzten die Kapitalfraktionen, 
die gegen das Gesetz waren, ihre Chan-
ce zum Konter. Sie versuchten, die Lei-
stungen aus der Versicherung einzu-
dämmen und stemmten sich zugleich 
gegen Beitragserhöhungen. 

Mit der Novelle zum AVAVG vom 
Oktober 1929 und spätestens mit der 
Notverordnungspolitik ab 1930 entwik-
kelte sich die KPD immer mehr zur 
Verteidigerin der Arbeitslosenversiche-
rung. Am 3. Oktober 1929 erklärte de-
ren Abgeordneter Siegfried Rädel im 
Reichstag: »Mit Recht hat die kommu-
nistische Fraktion das Arbeitslosenver-
sicherungsgesetz bei seiner Schaffung 
als eine Etappe der sozialen Reaktion 
bekämpft und abgelehnt. Wie jedoch 
die kommunistische Partei überall ge-
gen jede Verschlechterung der Lebens-
verhältnisse des Proletariats kämpft, 
so hat die kommunistische Fraktion 
auch gegen jede weitere Verschlechte-
rung der Arbeitslosenversicherung den 
schärfsten Kampf geführt.«

Koalition gesprengt

Mit der Weltwirtschaftskrise und dem 
explosionsartigen Anstieg der Arbeits-
losenzahlen war die Versicherung in 
ihrer ursprünglichen Form kaum noch 
zu retten. Die »große Koalition« um 
Reichskanzler Hermann Müller (SPD) 
zerbrach im März 1930 am Streit über 
ihre Finanzierung. Aufgrund der hohen 
Arbeitslosenzahl musste die Versiche-
rung staatlich bezuschusst werden. Um 

gegenzusteuern, setzte die SPD auf 
Beitragserhöhungen, wogegen sich die 
mitregierende Deutsche Volkspartei 
stemmte. Es kam zu keiner Einigung. 
Auch der »Klassenkompromiss« zwi-
schen SPD und den liberaleren Ka-
pitalfraktionen zerbrach. Auf Müller 
folgte der Zentrumspolitiker Heinrich 
Brüning. Er regierte mit Notverord-
nungen in einem Präsidialkabinett. 
Die Auflösung der Weimarer Republik 
nahm ihren Lauf.

Mit der Machtübertragung an die 
Nazis wurde das AVAVG endgültig 
entsorgt. Die sogenannte Selbstverwal-
tung mit Vertretern von Unternehmern 
und solchen von Versicherten bei der 
Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung, dem 
Vorläufer der heutigen Bundesagentur 
für Arbeit, war mit dem »Führerprin-
zip« nicht vereinbar. Die Anstalt wurde 
umgewandelt und dem Reichsarbeits-
ministerium unterstellt.

Die Bundesrepublik reaktivierte 
1952 das AVAVG und löste es 1969 
durch das Arbeitsförderungsgesetz ab. 
1998 schließlich ordnete die Bundesre-
gierung es in das Sozialgesetzbuch ein. 
Das AVAVG bildet damit die Grundlage 
der heutigen Arbeitslosenversicherung. 
Damals wie heute sind nur diejenigen 
anspruchsberechtigt, die arbeitsfähig, 
arbeitswillig und unfreiwillig ohne Job 
sind. Die Einteilung in »echte« und 
»unechte« Arbeitslose und regelmäßi-
ge Kampagnen gegen ein angebliches 
Heer fauler Arbeitsloser haben hier ih-
re gesetzesförmige Basis.

D ie kommunistische Fraktion 
hat bei den Beratungen über 
das Arbeitslosenversiche-

rungsgesetz keinen Zweifel darüber 
gelassen, daß sie grundsätzlich gegen 
dieses Gesetz ist. Nach wie vor wen-
det sich die kommunistische Fraktion 
gegen das Versicherungsprinzip und 
vertritt den Standpunkt, daß dem 
Staate und dem Unternehmertum 
die Fürsorgepflicht für die Opfer der 
kapitalistischen Wirtschaft obliegt. 

(…) Die kommunistische Fraktion hat 
deshalb das Gesetz bekämpft. Sie hat 
versucht, dem Gesetz eine Fassung 
zu geben, die den Forderungen der 
Arbeiterschaft entspricht und den 
Erwerbslosen die notwendigsten Exi-
stenzmittel garantiert. (…)

Der Kampf der Unternehmer richtet 
sich gegen alle Forderungen, die eine 
soziale Verpflichtung des kapitalisti-
schen Staates gegenüber der werktäti-
gen Bevölkerung bedeuten. Das zeigt 

mit aller Klarheit das Arbeitslosenver-
sicherungsgesetz. Neben dem reaktio-
nären Aufbau und der Verwaltung sind 
es insbesondere die Bestimmungen 
über die Versicherungspflicht und die 
Leistungen an die Versicherten, die 
den Zweck haben, den Arbeiter und 
Angestellten an seinen Arbeitsplatz zu 
fesseln, um auf diese Weise der kapi-
talistischen Wirtschaft eine Stabilität 
zu geben, die zur Durchführung der 
raffiniertesten Ausbeutungsmethode, 

der kapitalistischen Rationalisierung, 
notwendig ist.

Die kommunistische Fraktion 
lehnt dieses Gesetz, das ein Stück der 
reaktionären Bürgerblockpolitik ist, 
ab. Sie wird gemeinsam mit der Arbei-
terschaft den Kampf gegen den Raub 
sozialer Rechte fortsetzen.

Erklärung der kommunistischen 

Reichstagsfraktion, verlesen durch 

Siegfried Rädel, 336. Sitzung, 7. Juli 1927

Anno… 
28. Woche
1917, 14. Juli: Nach Konflikten 
mit der Obersten Heeresleitung 
(OHL) unter Paul von Hinden-
burg und Erich Ludendorff so-
wie der Mehrheit der im Reichs-
tag vertretenen Parteien tritt der 
seit 1909 amtierende Reichs-
kanzler Theobald von Bethmann 
Hollweg zurück. Er war mit 
seinem Versuch gescheitert, zwi-
schen der OHL und dem Reichs-
tag, dem das Haushaltsrecht und 
somit auch die Bewilligung der 
Kriegskredite zustand, zu ver-
mitteln. Die OHL setzt als ihren 
Wunschkandidaten den preußi-
schen Beamten Georg Michaelis 
durch, der aber bereits nach drei-
einhalb Monaten aus dem Amt 
ausscheidet.

1927, 15. Juli: Nachdem ein 
Geschworenengericht am Vor-
abend drei Mitglieder der Front-
kämpfervereinigung Deutsch-
Österreichs, die bei einer Ausein-
andersetzung mit Sozialdemokra-
ten zwei Menschen erschossen 
hatten, freispricht, kommt es in 
Wien zu gewalttätigen Unruhen. 
Empörte Demonstranten grei-
fen zunächst eine Polizeiwache 
sowie die Redaktion der Wiener 

Neuesten Nachrichten an und 
wenden sich dann gegen den 
Justizpalast. Als dieser gestürmt 
und angezündet wird, eröffnen 
Polizisten das Feuer. 86 tote Ar-
beiter sowie vier tote Polizisten 
und über 1.000 Verletzte sind die 
Folge. Der Justizpalastbrand, der 
auch als Julirevolte bezeichnet 
wird, geht in die österreichische 
Geschichte als Vorläufer der Fe-
bruarkämpfe von 1934 ein.

1937, 12. Juli: Auf der Pariser 
Weltausstellung eröffnet der 
Spanische Pavillon, in dessen 
Eingangshalle Pablo Picassos Ge-
mälde »Guernica« gezeigt wird. 
Das Bild ist ein Auftragswerk der 
Republikanischen Regierung.

1957, 10. Juli: In verschiede-
nen Städten der Bundesrepublik 
kommt es zu Hausdurchsuchun-
gen gegen Personen, die verdäch-
tigt werden, die Teilnahme von 
Jugendlichen an den bevorste-
henden VI. Weltfestspielen der 
Jugend und Studenten in Moskau 
unterstützt zu haben. Zudem wird 
dem westdeutschen Vorberei-
tungskomitee das Konto gesperrt.

1967, 13.–17. Juli: Nachdem 
in der 400.000-Einwohner-
Stadt Newark (New Jersey) ein 
schwarzer Taxifahrer von weißen 
Polizisten festgenommen wird, 
kommt es zu einem Aufstand 
der größtenteils schwarzen Be-
völkerung. Mit dem Ruf »Black 
Power« stürmen Tausende die 
Geschäftsstraße der Stadt. Der 
Gouverneur ruft die Nationalgar-
de, die Teile der Stadt militärisch 
abriegelt. Es kommt zu 22 Toten, 
davon 20 Schwarze. 
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In den 1920er Jahren litten große Teile der Arbeiterklasse unter Verarmung und Hunger – die Arbeitslosenversicherung, 
eine alte Forderung der Gewerkschaften, sollte Abhilfe schaffen
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